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Kinder haben ein unveräußerliches Grundrecht auf Gesundheit und Bildung. Dieses Recht ist 
nicht verhandelbar. 

Die Schuleingangsuntersuchung ist ein zentrales Instrument zur frühzeitigen Erkennung von 
Entwicklungsverzögerungen und gesundheitlichen oder sozialen Risikolagen. Sie bildet die Grundlage 
für eine gezielte Förderung und damit für mehr Bildungsgerechtigkeit in Schleswig-Holstein. 

In den vergangenen Jahren kam es jedoch wiederholt zu Verzögerungen bei der Durchführung, 
Auswertung und Veröffentlichung der Schuleingangsuntersuchungen. Hinzu treten regionale 
Unterschiede in der Datenlage sowie eine unzureichende Verknüpfung der Ergebnisse mit 
konkreten Fördermaßnahmen. Dadurch bleiben viele Kinder mit Förderbedarf unentdeckt oder 
unzureichend unterstützt. 

Der Landeselternbeirat Grundschule und Förderzentrum fordert daher verbindliche, landesweit 
einheitliche Standards und klare Verantwortlichkeiten, um die Wirksamkeit der 
Schuleingangsuntersuchungen sicherzustellen.  

Unsere Mindeststandards und Forderungen: 

1. Verbindliche Schuleingangsuntersuchung für alle Kinder – ohne Ausnahmen.

o Jedes Kind in Schleswig-Holstein muss spätestens bis zum Schuleintritt untersucht
werden.

o Mindeststandard: 100 % Teilnahmequote – keine Kommune darf Kinder untersucht
lassen.

o Nur eine flächendeckende Erhebung gewährleistet valide Daten und gleichwertige
Bildungschancen.

2. Zeitnahe Veröffentlichung der Ergebnisse.

o Die Ergebnisse der Untersuchungen müssen spätestens zum Beginn des Schuljahres
vorliegen, in dem sie durchgeführt werden.
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o Mindeststandard: maximal sechs Monate Zeitverzug – darüber hinaus verlieren die 
Daten ihre Steuerungswirkung. 

o Eine regelmäßige, transparente Berichterstattung erhöht die Nachvollziehbarkeit und 
ermöglicht rechtzeitiges politisches Handeln. 

3. Verbindliche Ableitung konkreter Fördermaßnahmen. 

o Untersuchungsergebnisse dürfen nicht folgenlos bleiben. Jede festgestellte Auffälligkeit 
muss eine individuelle Förderempfehlung nach sich ziehen. 

o Mindeststandard: Einleitung geeigneter Förderangebote innerhalb des laufenden 
Schuljahres. 

o Nur durch eine konsequente Umsetzung kann das Ziel der Chancengleichheit 
tatsächlich erreicht werden. 

4. Besonderer Fokus auf Kinder in Risikolagen. 

o Kinder aus bildungsfernen oder einkommensschwachen Familien müssen gezielt und 
frühzeitig unterstützt werden – insbesondere in den Bereichen Sprache, Motorik, 
Aufmerksamkeit und psychosoziale Entwicklung. 

o Mindeststandard: priorisierte, dokumentierte und überprüfbare Förderung für alle 
Risikokinder ab Schuleintritt. 

o Prävention ist kosteneffizienter und wirksamer als spätere Kompensationsmaßnahmen. 

5. Verbindliche Rückmeldung an Schulen und Förderzentren. 

o Die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen müssen in geeigneter, 
datenschutzkonformer Form an die jeweiligen Schulen und Förderzentren übermittelt 
werden. 

o Mindeststandard: Jede Schule erhält eine Übersicht zu ihren Einschülerinnen und 
Einschülern mit Förderbedarf sowie klare Handlungsempfehlungen. 

o Nur durch diese Rückkopplung können Schulen gezielt auf individuelle Bedürfnisse 
eingehen. 

6. Gesicherte Ressourcen für Diagnostik und Förderung. 

o Ohne ausreichend qualifiziertes Personal bleiben Untersuchungen und 
Förderempfehlungen wirkungslos. 

o Mindeststandard: Sicherstellung ausreichender personeller und finanzieller 
Ressourcen in den Gesundheitsdiensten, Schulen und Förderzentren – dauerhaft 
abgesichert durch Landesmittel. 

o Nachhaltige Bildungspolitik erfordert verlässliche Strukturen, nicht befristete Projekte. 

 

 

 



 

Fazit: 

Die Datenlage ist eindeutig: Kinder aus benachteiligten Familien haben deutlich schlechtere 
Startchancen. Wenn Politik und Verwaltung weiterhin zögern, verschärft sich die 
Bildungsungerechtigkeit mit jedem Schuljahr. 

Wir fordern: sofortiges Handeln, verbindliche Mindeststandards und konkrete Maßnahmen. 
Alles andere wäre ein Bruch des Rechts auf Bildungsgerechtigkeit und Gesundheit. 

Unsere Kinder können nicht warten – handeln Sie jetzt. 
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